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Bundesgesetz zur 
Unterstützung von 
betreuenden Ange-
hörigen tritt am 1. 
Jan. 2021 in Kraft 
 
Das neue Bundesgesetz 
über die Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Erwerbs-
tätigkeit und Angehörigen-
betreuung wird in zwei 
Etappen in Kraft gesetzt. 
Mit der ersten Etappe, die 
am 1. Januar 2021 in 
Kraft tritt, werden die 
Lohnfortzahlung bei 
kurzen Arbeitsabwesen-
heiten geregelt und die 
Betreuungsgutschriften in 
der AHV ausgeweitet. Aus-
serdem wird der Anspruch 
auf den Intensivpflegezu-
schlag und die Hilflo-
senentschädigung der IV 
für Kinder angepasst. 

In einer zweiten Etappe 
wird per 1. Juli 2021 der 
bezahlte 14-wöchige 
Urlaub für die Betreuung 
von schwer kranken oder 
verunfallten Kindern in 
Kraft gesetzt werden. 

Im Obligationenrecht wird 
neu ein bezahlter Urlaub 
eingeführt, damit Arbeit-
nehmende kranke oder 
verunfallte Familienmit-
glieder oder Lebenspart-
nerinnen bzw. Lebenspart-
ner betreuen können. 

Der Urlaub beträgt höchs-
tens drei Tage pro Fall 

und nicht mehr als zehn 
Tage pro Jahr.  
 
 
Höhere Anforderun-
gen an Zahlungen 
ans Ausland für ge-
schäftsmässige Auf-
wände  

Bei Zahlungen an ausländi-
sche Vertragspartner gel-
ten die üblichen Regeln für 
den Nachweis der ge-
schäftsmässigen Begrün-
dung des verbuchten Auf-
wandes. Dazu gehört: 

 Die Aufwendungen müs-
sen begründet und be-
legt werden. Dies gilt 
auch für immaterielle 
Werte wie Patente, 
Rechte und ähnliches. 

 Falls Aufwände zuguns-
ten von Gesellschaftern 
oder nahe stehenden 
Dritten gemacht wer-
den, gilt wie in der 
Schweiz der Drittver-
gleich. Als naheste-
hende Dritte gelten auch 
Personen, die die Ab-
wicklung der Geschäfte 
der schweizerischen Ge-
sellschaft im Ausland er-
ledigen. 

An Zahlungen ins Ausland 
sind zu beachten, dass die 
wahren Begünstigten und 
die genauen Leistungen 
genannt werden. 

Aufwendungen zu Gunsten 
von Gesellschaften in Steu-
eroasen und Zahlungen auf 
Bankkonti ohne Offenle-
gung der wahren Leis-
tungsempfänger gelten als 
nicht geschäftsmässig be-
gründet. 

Weniger Augenmerk wird 
bei Zahlungen an Empfän-
ger mit Domizil in Staaten, 
mit denen die Schweiz den 
automatischen Informati-
onsaustausch (AIA) abge-
schlossen hat, gerichtet.  

Die Schweizer Steuerbe-
hörden können bei Ge-
schäften mit ausländischen 
Vertragspartnern die Infor-
mationen auf dem Weg der 
Amtshilfe zu beschaffen. 
Oft sind diese Amtshilfe-
verfahren aber nicht mög-
lich oder ergebnislos. Da-
rum gelten bei Auslandge-
schäften die Grundsätze 
zur erhöhten Mitwirkungs-
pflicht. 

Kommt das steuerpflichtige 
Unternehmen dieser er-
höhten Mitwirkungspflicht 
nicht nach, werden die Auf-
wände in diesem Umfang 
steuerlich nicht anerkannt. 
Schlimmstenfalls legen die 
Steuerbehörden die Steu-
erfaktoren nach Ermessen 
fest.  

 

 

 



 
 
 
Keine Veranlagung 
trotz verspäteter 
Einreichung der 
Steuererklärung  

 
Ein Steuerpflichtiger 
reichte die Steuererklärung 
trotz Ablauf der Mahnun-
gen nicht ein. Das kanto-
nale Steueramt erliess 
nach drei Jahren nach der 
Frist eine Veranlagungs-
verfügung, obwohl in der 
Zwischenzeit der Steuer-
pflichtige die nötigen Infor-
mationen und die ausge-
füllte Steuererklärung ein-
gereicht hatte.  

Das Bundesgericht ent-
schied, dass obwohl ein 
Steuerpflichtiger die Einrei-
chefrist verpasst hat, es 
trotzdem der Steuerver-
waltung nicht erlaubt sei, 
eine Veranlagung nach Er-
messen einzureichen, 
wenn sie alle Informatio-
nen hatte. (Quelle: BGE 
2C_ 383/2019 vom 
11.11.2019).  
 
 

Abzug von Mehr-
kosten bei auswär-
tigen Wochenauf-
enthalten 
 
Steuerpflichtige können die 
Mehrkosten steuerlich ab-
ziehen, wenn sie sich wäh-
rend der Woche am Ar-
beitsort aufhalten und am 
Wochenende regelmässig 
nach Hause zurückkehren. 

Dies gilt jedoch nur, wenn 
der Aufenthalt in der Nähe 
des Arbeitsortes beruflich 
notwendig ist. Dabei findet 
das St. Galler Verwaltungs-
gericht, dass ein Arbeits-
weg (Hin- und Rückweg) 

 
 
 
von total zwei Stunden 
täglich zumutbar ist. Der 
Aufenthalt am Arbeitsort 
war aus Bequemlichkeit 
und nicht aus Notwendig-
keit.  
 
 
Die mehrwertsteu-
erliche Abrechnung 
eines Parkplatzes 
über den Lohn ei-
nes Mitarbeitenden 
 
In der Mehrwertsteuer-
Verordnung ist geregelt, 
dass bei entgeltlichen Leis-
tungen an die Mitarbeiten-
den die Steuer auf dem tat-
sächlich empfangenden 
Entgelt zu berechnen ist. 

Das bedeutet, dass Privat-
anteile nicht via Vorsteuer-
korrektur abgerechnet we-
rden, sondern als «Um-
satz» zu deklarieren sind. 

Wird nun dem Mitarbeiten-
den für die Benützung ei-
nes Parkplatzes ein be-
stimmter Betrag auf seiner 
Lohnabrechnung belastet, 
ist dieser Betrag zum Nor-
malsteuersatz zu versteu-
ern. 

Da die Beträge auf der 
Lohnabrechnung nicht mit 
Mehrwertsteuercodes ver-
sehen sind, ist darauf zu 
achten, dass die geschul-
dete Mehrwertsteuer nicht 
automatisch generiert wird 
und «von Hand» berechnet 
werden muss. 

Bei Abrechnung nach der 
Saldosteuersatzmethode 
sind die Leistungen an die 
Mitarbeitenden immer zum 
höheren Saldosteuersatz 
abzurechnen.  

 
 
 

 
 
 
Coronavirus: Mass-
nahmen gegen Kon-
kurse werden nicht 
verlängert 
 
Der Bundesrat hat die vo-
rübergehenden Massnah-
men zur Verhinderung von 
coronabedingten Konkur-
sen nicht verlängert.  

Mit der Covid-19-Verord-
nung Insolvenzrecht vom 
16. April 2020 hatte der 
Bundesrat die Pflicht der 
Unternehmen zur Über-
schuldungsanzeige vo-
rübergehend ausgesetzt. 

Die Massnahmen waren auf 
sechs Monate befristet und 
galten bis zum 19. Oktober 
2020 und wurden nicht 
verlängert.  
 
 
ANobAG – was ist 
das? 
 
Ein ANobAG ist ein Arbeit-
nehmender ohne beitrags-
pflichtigen Arbeitgeber. 

Darunter fallen Personen 
mit Arbeitsort in der 
Schweiz, die für einen nicht 
beitragspflichtigen Arbeit-
geber arbeiten. Dies kön-
nen ausländische Firmen 
ohne Geschäftsdomizil in 
der Schweiz sein. 

Der Arbeitgebende hat so-
mit weder Wohnsitz noch 
Betriebsstätte in der 
Schweiz und ist von der 
Beitragspflicht befreit. 

Wichtig: Wer für einen 
solchen Arbeitgeber arbei-
tet, hat die Sozialversiche-
rungsbeiträge selber zu be-
zahlen.  
 
 
 
 



 
 
 
Vermögende Kinder 
müssen Ausbil-
dungskosten selber 
tragen 
 
Ist ein mündiges Kind in 
der Lage, seine Ausbildung 
selber zu finanzieren, so 
besteht keine elterliche Un-
terstützungspflicht mehr 
und die Zuwendungen dür-
fen nicht mehr als Kin-
derabzug zugelassen wer-
den. 

Im konkreten Fall verfügte 
die Tochter über ein Ver-
mögen von ca. CHF 
300'000 und die Eltern zo-
gen Ausbildungskosten in 
der Steuererklärung ab, 
was von der Steuerverwal-
tung abgelehnt wurde. Das 
St. Galler Verwaltungsge-
richt gab der Steuerverwal-
tung Recht. (Quelle: Ent-
scheid B2019/254 vom 
28.5.2020).  
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